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schon lange stand der Bereich des
Wohnens und der Stadtentwicklung
nicht mehr so im Vordergrund des 
politischen Diskurses wie heute. Das
zeigte das erste Halbjahr 2013 mehr
als deutlich. Mietsteigerungen, Woh-
nungsnot, energetische Sanierung –
diese Schlagworte prägen den Bun-
deswahlkampf, der jetzt in seine heiße
Phase geht. 

Wir haben im Jahr der Bundestags-
wahl eine umfassende Kampagne ge-
startet, um die Positionen der
Wohnungswirtschaft im Wahljahr be-
sonders stark zu platzieren. Das erste
umfassende Internetportal der Woh-
nungswirtschaft zur Bundestagswahl
2013 www.wohnungswirtschaft-
zur-wahl.de informiert seit vielen 
Wochen regelmäßig über den aktuel-
len politischen Diskussionsstand und
gibt einen umfassenden Überblick
über die Positionen der Parteien in der
Wohnungspolitik vor der Wahl. Dort
finden Sie auch die Forderungen des
GdW für die Wahlprogramme der Par-
teien. In der Serie "GdW-Argumente"
unterziehen wir kurz und knapp auf

zwei Seiten heiß diskutierte Wahl-
kampfthemen aus dem Bereich Woh-
nen einem Realitätscheck. 

Ein besonderes Highlight des ersten
Halbjahres 2013 war außerdem die
Jahrespressekonferenz des GdW, die
am 14. Juni 2013 in Berlin stattfand.
Unter dem Titel "Regulierungswut
bremst Wohnungswirtschaft aus –
GdW: Wirtschaftliche Bilanz muss er-
halten bleiben" haben wir einer gro-
ßen Anzahl von Journalisten aus Print
und Rundfunk die Jahresbilanz des
GdW und der in ihm organisierten
Wohnungswirtschaft vorgestellt und
eine große Resonanz hervorgerufen.
Alle Daten und Fakten dazu finden Sie
in diesem Heft. 

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim
Lesen und Durchstöbern und freue
mich schon jetzt darauf, den einen
oder anderen von Ihnen bei unserem
WohnZukunftsTag im September oder
dem Tag der Wohnungswirtschaft im
November persönlich begrüßen zu
dürfen. 

Herzlichst 

Ihr

Axel Gedaschko

Sehr geehrte Damen 
und Herren,

Axel Gedaschko
Präsident des GdW Bundesverband
deutscher Wohnungs- 
und Immobilienunternehmen 



GdW legt stabile Bilanz der Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft vor

Wohnungswirtschaft im Würgegriff der Regulierungen 
– Investitionsanstieg langsamer als erwartet

Mietenanstieg unter der Inflationsrate – Energiepreise 
sind größter Preistreiber bei den Wohnkosten

Energieverbräuche und Mietschulden rückläufig

Wohnungsbau braucht stärkere Impulse – Baukosten, 
hohe Grundstückspreise, Steuern und Abgaben 
sowie Planungsverfahren bremsen bezahlbaren Neubau

Stadtumbau Ost – Leerstand sinkt langsamer 
– zweite Leerstandswelle steht bevor

Jahrespressekonferenz
am 17. Juni 2013

Regulierungswut bremst 
Wohnungswirtschaft aus 
– GdW: Wirtschaftliche Balance 
muss erhalten bleiben
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Mehr Strategie und weniger Wahlkampfgetöse – so die 
Forderung des GdW Bundesverband deutscher Wohnungs-
und Immobilienunternehmen anlässlich seiner Jahrespresse-
konferenz in Berlin. "Die vom GdW Bundesverband deut-
scher Wohnungs- und Immobilienunternehmen vertretene
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft zieht eine positive 
Bilanz des Jahres 2012 und blickt bisher insgesamt positiv
auf das Jahr 2013", erklärte Axel Gedaschko, Präsident des
GdW. Die rund 3.000 im GdW und seinen Regionalverbän-
den organisierten Wohnungsunternehmen repräsentieren
ein Drittel des Mietwohnungsmarktes in Deutschland. 
Bei ihnen sinkt die Leerstandsquote, die Betriebskosten stei-
gen unterdurchschnittlich, die Zahl der barrierearmen bzw. 
-freien Wohnungen steigt erheblich, die Energieverbräuche
sinken und die Investitionen sind stabil. Dennoch warnte
Gedaschko davor, mit Schnellschüssen und unverhältnismä-
ßigen Regulierungsmaßnahmen drastisch in den Woh-
nungsmarkt einzugreifen. "Unsere Zahlen zeigen es ganz
klar: Regulierende Eingriffe wie Mietpreisbremsen und stetig
steigende Anforderungen an die Energiestandards der Ge-
bäude führen dazu, dass der Neubau nicht in dem Maße in
Schwung kommt, wie er besonders in den Ballungsgebieten
gebraucht wird", so Gedaschko. Auch Investitionen in die
Modernisierung werden so gebremst.  

Drei Monate vor der Bundestagswahl appellierte der 
GdW-Chef an die Parteien, das Thema Wohnen nicht als
Wahlkampfspielball zu nutzen. "Wir brauchen Taten statt
Worte", so Gedaschko. Ein Zuwachs an bezahlbaren 
Wohnungen in Deutschland sei nur mit einem Bündel von
Maßnahmen zu erreichen. Dazu gehöre neben der sozialen
Wohnraumförderung auch eine Wohnbauförderung für 
die Mitte – etwa durch eine Verbesserung der steuerlichen
Rahmenbedingungen oder schnellere Genehmigungs- und
Planungsverfahren. Bei der sozialen Wohnraumförderung
appellierte Gedaschko an die Länder, die nunmehr vom
Bund auch über das Jahr 2014 hinaus zur Verfügung ge-
stellten Mittel zweckgebunden einzusetzen. Dabei sollten
die regional differenzierten Wohnungsmärkte beachtet wer-
den. Während die Mittel in den Ballungsregionen für den
Neubau preiswerter Wohnungen eingesetzt werden müss-
ten, ist es in Regionen, in denen kein Mehrbedarf an Woh-
nungen besteht, ebenso sachgerecht, wenn die Länder die
Wohnraumfördermittel nutzen, um preiswerten Wohnraum
zu erhalten oder diesen barrierearm und energetisch zu mo-
dernisieren.

Auf der anderen Seite warnte der GdW-Chef davor, im
Zuge der Diskussionen um zu knappen Wohnraum die Re-
gionen außen vor zu lassen, in denen immer noch ein gro-
ßer Wohnungsüberhang herrscht. "Die Leerstandsquote in
Ostdeutschland sinkt langsamer. Es gibt keineswegs Entwar-
nung für den Stadtumbau in Ostdeutschland", so Ge-
daschko. "Wenn die Unternehmen auch künftig die
Hauptlast des Stadtumbaus tragen müssen, brauchen sie
endlich langfristige Planungssicherheit und eine verlässliche
Ausstattung der Städtebauförderung", so Gedaschko.

Die Jahresbilanz des GdW:

Wohnungswirtschaft im Würgegriff 
der Regulierungen – Investitionsanstieg langsamer

Gesamtinvestitionen der Wohnungs- und Immobilien-
unternehmen liegen knapp unter der 10-Milliarden-
Grenze

Die Immobilien- und Wohnungswirtschaft ist einer der
wichtigsten Wirtschafszweige in Deutschland. 12 Prozent
der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung (rd. 269
Mrd. Euro) werden von der Grundstücks- und Wohnungs-
wirtschaft erbracht. Das ist weit mehr als beim Fahrzeug-
oder Maschinenbau.

Die im GdW und seinen Regionalverbänden organisierte
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft hat im Jahr 2012 rd.
9,6 Mrd. Euro in die Bewirtschaftung und den Neubau von
Wohnungen investiert. Im Durchschnitt flossen damit im
letzten Jahr rd. 26 Mio. Euro täglich in Deutschlands Woh-
nungen und in den Wohnungsneubau. "Dennoch konnte
die 10-Milliarden-Grenze bei den Investitionen noch nicht
geknackt werden", so Gedaschko. Die Investitionen liegen
mit einem Minus von 0,5 Prozent leicht unter dem Vorjah-
reswert. Die Ursachen dafür sieht der GdW-Chef in den
Rahmenbedingungen für die Investitionen, die in den letz-
ten beiden Jahren deutlich unsicherer geworden sind. "Die
stetig nach oben geschraubten energetischen Anforderun-
gen durch die Energieeinsparverordnung, aber auch das
monatelang im Vermittlungsausschuss versickerte und
schließlich gescheiterte Gesetz zur steuerlichen Förderung
der energetischen Sanierung kombiniert mit einer generel-
len Unsicherheit über verfügbare Fördermittel nach den Kür-
zungsarien der letzten Jahre haben bei den Unternehmern
zu einem deutlichen Attentismus geführt", so Gedaschko.

In den neuen Bundesländern investierten die Wohnungs-
und Immobilienunternehmen im Jahr 2012 mit rund 
drei Mrd. Euro fast 4,7 Prozent mehr als im Vorjahr. Dies ist
vor allem auf steigende Investitionen in die Instandhaltung
und die Modernisierung von Gebäuden zurückzuführen.
Aber auch die Neubauinvestitionen sind dort um 1,4 Pro-
zent gestiegen und liegen nun bei 279 Mio. Euro. Die alten
Länder haben dagegen ihre Gesamtinvestitionen mit einem
Minus von 2,7 Prozent nicht steigern können. Sie investier-
ten rd. 6,6 Mrd. Euro.

Investitionen bei den Unternehmen des GdW 
(in Mio. Euro)

Deutschland Alte Länder Neue Länder

2010 8.623 6.358 2.595

2011 9.642 6.764 2.879

2012 9.596 6.583 3.013

2013 10.620 7.461 3.159

Quelle : GdW-Jahresstatistik

3



Investitionen in die Zukunft der Wohnungsbestände: 
Über sieben Mrd. Euro fließen in die Modernisierung, 
Instandsetzung und Instandhaltung der Gebäude

Mit rd. 7,2 Mrd. Euro flossen im Jahr 2012 rd. drei Viertel
der Gesamtinvestitionen in die Bestandsentwicklung der
Gebäude. Mit diesem Geld haben die Unternehmen Woh-
nungen und Gebäude modernisiert, instandgesetzt und in-
standgehalten. Im Vergleich zum Vorjahr sind die
Investitionen in diesem Bereich stabil geblieben.

Die Investitionen in den Neubau von Wohnungen sind da-
gegen leicht rückläufig. Rund ein Viertel der Gesamtinvesti-
tionen floss in dieses Segment. Mit rund 2,4 Mrd. Euro sind
die Neubauinvestitionen im Vergleich zum Vorjahr um 1,7
Prozent gesunken.

Aufschwung im Jahr 2013 – Investitionen steigen 
aber langsamer

Für dieses Jahr prognostiziert der GdW wieder einen stärke-
ren Anstieg der Gesamtinvestitionen um rd. 10,7 Prozent.
"Wir gehen davon aus, dass wir in diesem Jahr erstmals seit
2001 die 10-Milliarden-Marke überschreiten können. Die 
Investitionen können bei rd. 11 Mrd. Euro liegen", erklärte
Axel Gedaschko. "Diese positiven Erwartungen sind aller-
dings eng an die politischen Entwicklungen und deren 
Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit von Maßnahmen
gebunden. Enge Regulierungen bedeuten zwangsläufig
einen Stopp des Investitionsanstiegs. Ebenso spielt die 
Entwicklung der Märkte eine entscheidende Rolle. "Noch
hat die Eurokrise keine direkten Auswirkungen auf die 
Investitionsschätzungen unserer Unternehmen. Dennoch 
stellt sie eine Beunruhigung dar. Welche Auswirkungen das
haben wird, ist derzeit nicht absehbar", erklärte Gedaschko.

Die Investitionen in den Wohnungsneubau werden im Jahr
2013 ebenfalls deutlich ansteigen. Ausgelöst durch den
großen Neubaubedarf in einigen Ballungsregionen planen

die Unternehmen eine Ausweitung der Neubauinvestitionen
um 34,1 Prozent. "Wir gehen aber davon aus, dass diese
Schätzungen nur dann Wirklichkeit werden, wenn sich die
Rahmenbedingungen für den Wohnungsneubau nicht wei-
ter verschlechtern." Hohe Baukosten und die Diskussion um
Mietendeckel und Vermögensteuer könnten die Unterneh-
mer ausbremsen. Auch bei den Investitionen in den Bestand
zeigt der Trend mit 2,7 Prozent nach oben.

Investitionsindex der Wohnungswirtschaft – 
Wohnungsunternehmen erwarten auch in 
den nächsten zwei bis drei Jahren eine stabile 
Investitionslage

Erstmals präsentiert der GdW den neuen Investitionsindex
für die Wohnungswirtschaft. Bei der Abfrage dieses Index
werden die Wohnungsunternehmen jährlich gebeten, die
Investitionslage für den Neubau und Bestand einzuschätzen
sowie eine Investitionsprognose für zwei bis drei Jahre ab-
zugeben.

Der Investitionsindex der vom GdW vertretenen Wohnungs-
unternehmen für die kommenden zwei bis drei Jahre ist
leicht positiv und liegt derzeit auf dem höchsten Stand seit
fünf Jahren. Die Unternehmen gehen derzeit davon aus, 
dass sich der insgesamt positive Trend der Branche bei den
Investitionsleistungen fortsetzen wird.

Dabei ist der Investitionsindex für den Wohnungsbestand 
im letzten Jahr um 0,3 Indexpunkte angestiegen und liegt
nun stabil bei 113 Punkten. Mit einem kräftigen Anstieg
von über fünf Indexpunkten hat sich das Investitionsklima
für den Neubau von Wohnungen deutlich verbessert und 
nähert sich nun mit einem Wert von 110,1 Indexpunkten
den Bestandsinvestitionen an. "Das bedeutet, dass die
Mehrzahl der Wohnungsunternehmen von zunehmenden
Investitionen in den Bau neuer Wohnungen ausgehen", 
erklärte GdW-Chef Gedaschko.

GdW Investitionsindex: Investitionsklima Neubau und Bestand
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Neubau in Deutschland: Wie viele Wohnungen 
werden gebraucht? – Wo werden noch mehr 
Wohnungen gebraucht?

GdW-Unternehmen planen für 2013 den Bau von über
16.000 Wohnungen

Im Jahr 2013 planen die GdW-Unternehmen den Neubau
von über 16.000 Wohnungen. Das wäre der höchste Wert
seit über 10 Jahren. Ob die Planzahlen allerdings auch 
Realität werden, hängt davon ab, ob sich die Rahmenbedin-
gungen für den Wohnungsneubau endlich verbessern. Die
extrem hohen Baukosten, steigende Grunderwerbsteuern
und hohe energetische Anforderungen haben im Jahr 2012
dazu geführt, dass die GdW-Unternehmen entgegen der
positiven Prognosen rd. 12.110 Wohnungen und damit ca.
1.100 Wohnungen weniger als im Vorjahr gebaut haben.
Damit wurden die positiven Erwartungen des letzten Jahres
gedämpft. "Dies ist ein Einbruch auf sehr niedrigem Niveau.
Dennoch zeigt er erneut: Die Bedingungen für den Woh-
nungsneubau in diesem Land sind mehr als mangelhaft",
erklärte Gedaschko. Und selbst wenn die GdW-Unterneh-
men noch mehr bauen: Den mittlerweile aufgelaufenen
Nachholbedarf von rd. 500.000 Wohnungen kann man so
nicht decken.

"Der Schwerpunkt des Wohnungsneubaus bei den GdW-
Unternehmen lag im Raum Köln-Bonn, in Stuttgart und 
seinem Großraum, in der Region München, in Hamburg,
Berlin und Düsseldorf. Aber auch Städte wie Lübeck, 
Karlsruhe, Heidelberg, Ludwigsburg, Konstanz und Augs-
burg gehörten 2012 zu den Gebieten, wo die GdW-Unter-
nehmen besonders auf Neubau setzten. Allein in diesen
Top-Regionen entstand mehr als die Hälfte aller von 
GdW-Unternehmen gebauten Wohneinheiten", erklärte
Gedaschko.

Erstmals weniger als 1 Mio. Sozialwohnungen bei 
den GdW-Unternehmen – Fortsetzung der Wohnraum-
förderung notwendig

Bundesweit gibt es immer weniger Sozialwohnungen.
Waren es im Jahr 2002 noch rd. 2,57 Mio. Wohnungen 
mit Preisbindung, verringerte sich die Zahl bis zum Jahr
2011 auf nur noch rd. 1,61 Mio. Wohnungen.

Aktuelle Zahlen des GdW unterstreichen diesen Trend. 
Im Jahr 2012 gab es bei den GdW-Unternehmen insgesamt
nur noch 930.000 Wohnungen mit Mietpreis- oder Bele-
gungsbindung. Das sind rd. 92.000 Wohnungen weniger
als noch in 2011. "Diesem Minus stehen nur 2.089 Woh-
nungen gegenüber, die im Jahr 2012 mit Mietpreis- oder
Belegungsbindung, also als 'Sozialwohnungen' neu errich-
tet wurden", kommentierte Axel Gedaschko die Entwick-
lung. "Wir sehen hier dringenden Handlungsbedarf. Es 
gibt besonders in einigen Ballungsregionen zu wenig 
Wohnungen, um auch finanziell schwächer gestellte Men-
schen weiterhin ausreichend versorgen zu können", so 
Gedaschko. "Daher müssen die Bundesmittel für die 
Wohnraumförderung auch nach 2013 in mindestens glei-
cher Höhe von 518 Mio. Euro pro Jahr fortgesetzt werden",
mahnte der GdW-Präsident. Sonst drohten erhebliche 
soziale Probleme in den Quartieren, bis hin zu einer sozialen
Segregation. Der demografische Wandel, die Notwendigkeit
energetischer Sanierungen im Gebäudebestand und der
strukturelle Wandel der Wohnungsmärkte, der sich regional
unterschiedlich vollzieht, erforderten ein höheres Maß 
an Engagement in der Förderpolitik. Zudem sei in vielen
Wohnungsteilmärkten der Umbau von Bestandswohnungen
für das bezahlbare familien- oder altengerechte Wohnen 
erforderlich.

Baugenehmigungen und Baufertigstellungen 
bundesweit gestiegen

Im Jahr 2012 wurde in Deutschland der Bau von 239.500
Wohnungen genehmigt. Die Baugenehmigungen sind
damit um 4,8 Prozent gestiegen. Der stark positive Trend
des Jahres 2011 (+ 21,7 Prozent gegenüber 2010)
schwächte sich im Laufe des Jahres 2012 damit deutlich 
ab. Die Entwicklung bei den Baugenehmigungen lässt 
erwarten, dass im Laufe des Jahres 2013 erstmals auch bei
den fertiggestellten Wohnungen die 200.000-Marke 
wieder überschritten wird. Der GdW schätzt die Zahl der
Wohnungsfertigstellungen in 2013 bundesweit auf 
rd. 213.000 Wohneinheiten. Das würde einen Anstieg um
11 Prozent bedeuten.

"Dennoch ist die Bautätigkeit in den Jahren 2007 bis 2010
auf ein Niveau abgesunken, das deutlich unter dem 
langfristigen Neubaubedarf lag", erklärte GdW-Präsident
Axel Gedaschko. Mit der 2012 erreichten Zahl der Bauge-
nehmigungen liegt die Bautätigkeit wieder innerhalb des
Zielkorridors langfristiger Wohnungsbedarfsprognosen. Ins-
besondere im Geschosswohnungsbau hat sich in den letz-
ten Jahren ein hohes Defizit aufgebaut. "Das Bundesinstitut
für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) prognostizierte
für die Jahre 2010 bis 2015 einen jährlichen Neubaubedarf
von rd. 110.000 Wohneinheiten in Mehrfamilienhäusern.
Gebaut wurden aber deutlich weniger. Insgesamt fehlen
rund 500.000 Wohneinheiten in Mehrfamilienhäusern. In
wirtschaftlich dynamischen Ballungsgebieten wie Hamburg,
München oder dem Rhein-Main-Gebiet ist daher schon jetzt
mit einem akuten Wohnungsmangel zu rechnen. Der GdW
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Baufertigstellungen bei den GdW-Unternehmen 
(in Wohneinheiten)

Deutschland Alte Länder Neue Länder

2010 11.004 9.782 1.222

2011 13.298 11.786 1.512

2012 12.110 10.471 1.639

2013 16.148 13.185 2.963

Quelle : GdW-Jahresstatistik



Grunderwerbsteuer:

Die Grunderwerbsteuer ist in den einzelnen Bundesländern
in den letzten Jahren deutlich gestiegen und liegt heute
zwischen 3,5 und 5,5 Prozent der Bemessungsgrundlage.
Das Land Schleswig-Holstein plant, die Grunderwerbsteuer
zum 1. Januar 2014 auf 6,5 Prozent zu erhöhen – Berlin hat
eine Anhebung auf sechs Prozent ebenfalls zum 1. Januar
2014 beschlossen. Im Jahr 2010 wurden 5,29 Mrd. Euro
Grunderwerbsteuer gezahlt. 2012 lag das Steueraufkom-
men bei 7,389 Mrd. Euro. "Diese Preisspirale muss ein Ende
haben", forderte Gedaschko.

Grundstückspreise:

Viele Kommunen verkaufen ihre Grundstücke nach dem
Höchstpreisverfahren. Das heißt: Der Investor, der am meis-
ten Geld hinlegt, bekommt das Baugrundstück. Wohnungs-
unternehmen, die mit solchen Grundstücken bezahlbaren
Wohnraum erbauen wollen, haben hier oft das Nachsehen.
Wenn sie die Höchstpreise für den Erwerb zahlen, rechnet
sich das am Ende nur mit einer entsprechend hohen Miete.
Berechnungen haben ergeben, dass eine Subventionierung
von Bodenpreisen eine Mietenersparnis von 10 bis 20 Pro-
zent bringen kann.

Baugenehmigungen:

Die Zeit, die vergeht, bis man die Baugenehmigung für ein
Baugrundstück bekommt, ist häufig viel zu lang. Es gibt
Fälle von nur sechs Monaten, aber auch Fälle, wo das Ver-
fahren zwei bis drei Jahre dauert. "Die Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren müssen vereinfacht und beschleunigt
werden", so Gedaschko.

Energieeinsparverordnung:

Durch die Vorschriften der neuen Energieeinsparverordnung
(EnEV) würde sich der Wohnungsneubau 2014 teilweise um
bis zu fünf Prozent verteuern – ab 2016 noch mehr.

Am Beispiel eines durchschnittlichen Neubaus eines 
viergeschossigen reinen Wohngebäudes mit 20 Wohnein-
heiten und einer durchschnittlichen Wohnungsgröße 
von 60 Quadratmetern pro Wohnung sieht man: Mit den 
Anforderungen der EnEV 2012 kann die Miete aufgrund
der gestiegenen Baukosten um ca. 
vier Prozent in die Höhe schießen.

All diese Kostensteigerungen bedeuten im Umkehrschluss:
Gerade in den unteren Mietpreissegmenten, in denen 
der Wohnungsneubau besonders in den Ballungsgebieten
wie München, Hamburg, in Teilen des Rhein-Main-Gebietes,
aber auch in Potsdam dringend benötigt wird, passiert
immer noch zu wenig.

Derzeit sind die Beratungen im Bundesrat noch nicht abge-
schlossen. Bei der letzten Bundesratssitzung Anfang Juli
wurde die EnEV zurück in die Ausschüsse verwiesen. Die
bisherigen Anträge enthielten aus Sicht der Wohnungswirt-
schaft sinnvolle Vorschläge. So hatte der Wirtschaftsaus-
schuss vorgeschlagen, die geplante Verschärfung im
Neubau in einer ersten Stufe um 12,5 Prozent im Jahr 2016
vorzunehmen. Dies entspricht dem Antrag des Landes Bay-
ern zur EnEV. Die nächste Beratung findet voraussichtlich im
Oktober statt.

appelliert an die Politik, den Wohnungsbau in den Ballungs-
regionen zielgerichtet zu fördern, um eine Wohnungs-
knappheit und damit auch für viele Mieter untragbar hohe
Preise zu verhindern.

Wo werden am meisten Wohnungen gebraucht? Etwa
90 Prozent der Bevölkerung lebt in entspannten Woh-
nungsmärkten

Die Wohnungsmärkte in Deutschland sind regional sehr 
unterschiedlich ausgeprägt. Etwa 90 Prozent der Menschen
leben in entspannten Märkten. Ungefähr 10 Prozent leben
in den Ballungsregionen, in denen das Angebot an bezahl-
baren Mietwohnungen derzeit knapper wird. Während 
die städtischen und ländlichen Kreise ebenso wie die dünn
besiedelten ländlichen Regionen mit Bevölkerungsrückgän-
gen zu kämpfen haben, gibt es in den kreisfreien Städten
einen Zuwachs zu verzeichnen. Am meisten Menschen zog
es in die TOP TEN der kreisfreien Städte, und zwar nach 
Berlin, München, Hamburg, Frankfurt, Köln, Leipzig, 
Dresden, Münster, Stuttgart und Düsseldorf. "Wir können
also davon ausgehen, dass in diesen Städten teilweise ein
Angebotsproblem herrscht, welches durch Wohnungsneu-
bau ausgeglichen werden sollte", erklärte Axel Gedaschko.

Der GdW-Kostencheck – Diese Regelungen und 
Preise bremsen den Neubau

"Neubau ist durch die technischen Anforderungen, unter
anderem an die Energieeffizienz, aber auch durch die Preise
für den Baugrund und die Baukosten so teuer geworden,
dass er sich in vielen Fällen nur noch im oberen Mietpreis-
segment rechnet", erklärte Gedaschko. Der GdW-Kosten-
check:

Baukosten:

Preistreiber und damit eine Bremse für den Neubau sind
auch die Baukosten. Sie verteuern den besonders in Bal-
lungsgebieten dringend notwendigen Neubau drastisch.
Von 2000 bis 2012 sind die Baukosten insgesamt um 28,6
Prozent gestiegen. Der Preisdruck geht dabei eindeutig von
den Materialkosten aus, die sich stärker verteuert haben als
die Arbeitskosten am Bau. Die Inflationsrate betrug im glei-
chen Zeitraum 22,6 Prozent.

Besonders die Kosten für die Materialien zur energetischen
Sanierung von Wohngebäuden haben sich in den letzten 
10 Jahren überraschend entwickelt. So sind die Preise 
für das Dämmmaterial für Rohre seit dem Jahr 2000 um
58,7 Prozent, die Preise für Wärmepumpen um 48,3 Pro-
zent und für Brennwertkessel um 45,6 Prozent teurer 
geworden. Darüber hinaus ist zu beobachten, dass die
Preise für die energetisch relevanten Materialien deutlich
stärker gestiegen sind als die Preise für alle Baumaterialien
zusammen – diese stiegen nur um 29,8 Prozent. Die Inflati-
onsrate lag im gleichen Zeitraum bei nur 22,6 Prozent. 
"Wir fordern eine Baukostensenkungskommission, die sich
endlich intensiv mit diesem Thema auseinandersetzt", so
der GdW-Chef.
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Neubaustrategie – 10 Vorschläge für mehr 
bezahlbaren Wohnraum in Ballungsgebieten

Der Neubau kann nur angekurbelt werden, indem man die
Bedingungen für Investoren so verbessert, dass diese zu
bezahlbaren Mieten neuen Wohnraum schaffen können.
Dazu gehört aus Sicht der Wohnungswirtschaft:

1. 
Kommunen sollten städtische Grundstücke verstärkt nach
Konzeptqualität und nicht im Höchstbieterverfahren ver-
geben.

2. 
Planungs- und Genehmigungsverfahren müssen in einem
angemessenen Zeitraum abgeschlossen werden.

3. 
Der steuerliche Abschreibungssatz muss von zwei Prozent
auf vier Prozent angepasst werden, um steuerliche 
Benachteiligung abzubauen.

4. 
Die Verschärfungen der EnEV sind Gift für den Neubau
von bezahlbaren Wohnungen. Sie dürfen auf keinen Fall
weiter vorangetrieben werden.

5. 
Die soziale Wohnraumförderung muss auch ab 2014 min-
destens auf dem bisherigen Niveau von 518 Mio. Euro
jährlich (Bundesmittel) fortgesetzt werden. Diese Mittel

müssen zweckgebunden sein, damit sie zielführend einge-
setzt werden.

6. 
Energetische Anforderungen dürfen nicht durch einzelne
Landesgesetze noch weiter verschärft werden.

7. 
Die Diskussion um Mietendeckel muss ein Ende haben.
Durch einen Mietendeckel wurde noch keine einzige Woh-
nung mehr gebaut. Im Gegenteil – Mietendeckel schieben
das Problem nach hinten raus und hemmen den Neubau.
Die Folge: Das Problem wird noch verschärft.

8. 
Der drastische Anstieg der Nebenkosten – Energie, Wasser-
versorgung, Müllbeseitigung und Grundsteuer – muss be-
grenzt werden.

9. 
Eine Baukostensenkungskommission muss eingerichtet wer-
den.

10. 
"Neubauklima" in der Bevölkerung fördern – alle möchten
mehr Wohnraum in Ballungsregionen – aber möglichst
nicht in der eigenen Nachbarschaft oder auf dem Grund-
stück gegenüber. Wir brauchen eine klare politische
Schwerpunktsetzung für mehr Neubau, eine Neubaukam-
pagne und Unterstützung für eine sachgerechte öffentliche
Debatte zur Wohnungspolitik.

Was kostet das Wohnen in Deutschland?

Wohnen in Deutschland wird teurer – GdW-Unterneh-
men als Stabilitätsanker bremsen Mietenentwicklung

"Die größten Preiserhöhungen für die Mieter entstehen ak-
tuell durch steigende Energiepreise, steigende Stromkosten
und Steuern. All dies sind Kosten, auf die der Vermieter nur
begrenzten Einfluss hat", erläuterte GdW-Präsident Axel
Gedaschko die aktuelle Entwicklung. "Der Staat muss hier
handeln, sonst überhitzt besonders in einigen Ballungsräu-
men der Wohnungsmarkt."

Während die Nettokaltmieten
bundesweit seit dem Jahr 2000
nur um 16 Prozent gestiegen
sind, hat sich die Inflationsrate
dagegen um 22 Prozent er-
höht. Die Preise für die kalten
Betriebskosten – dazu gehören
Wasserversorgung, Müllabfuhr
und andere Dienstleistungen –
sind im gleichen Zeitraum um
19 Prozent nach oben geklet-
tert. Größter Preistreiber bei
den Wohnkosten sind aber
weiterhin eindeutig die Ener-
giepreise. Die Verbraucher-
preise für Gas, Heizöl und
andere Haushaltsenergie sind
seit dem Jahr 2000 um über
117 Prozent gestiegen. Nach-

dem die Energiepreise im Zuge der Finanzkrise durch den
Abbau des spekulativ überhöhten Preisniveaus kurzfristig
gesunken waren, gehen sie mittlerweile wieder deutlich
nach oben – allein im Jahr 2012 um acht Prozent. 
Besonders stark war die Preiserhöhung bei der Fernwärme,
die sich im Jahr 2012 um neun Prozent verteuerte.

Die Stromkosten, die meistens direkt mit den Anbietern ab-
gerechnet werden und daher kein Bestandteil der Miet-
buchhaltung sind, kletterten seit dem Jahr 2000 ebenfalls
um 79 Prozent und trugen somit weit mehr zur Überteue-
rung des Wohnens bei als die Nettokaltmieten.

Quelle : Statistisches Bundesamt, Verbraucherpreisindex

Entwicklung der Verbraucherpreise für das Wohnen
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GdW-Mieten sind stabil und liegen im Durchschnitt
bei 5,04 Euro/m2

Die Nettokaltmieten sind in den GdW-Unternehmen von
2011 auf 2012 um 1,6 Prozent auf 5,04 Euro/m² gestiegen.
Damit liegen die Nettokaltmieten in den Beständen des
GdW unter den bundesweiten Bestandsmieten. Diese sind
im letzten Jahr um 1,2 Prozent gestiegen und liegen nun
bei 5,13 Euro/m². Sowohl der Mietanstieg bei den GdW-
Unternehmen als auch der Anstieg der Bestandsmieten
bundesweit liegt unterhalb der Inflationsrate von zwei Pro-
zent. "Real sind die Mieten damit sogar gesunken", erklärte
Axel Gedaschko. Dies trifft auch auf den Zeitraum seit 
dem Jahr 2000 zu. Bis auf die Jahre 2009 und 2010 lag der 
Anstieg der Mieten deutlich unter der Entwicklung der all-
gemeinen Lebenshaltungskosten.

GdW-Betriebskosten 2012: Kaum spürbarer Anstieg –
warme Betriebskosten stabil

Die Betriebskosten haben sich bei den GdW-Unternehmen
im Vergleich zu den Preissteigerungen bei den einzelnen
Kostenarten nur relativ geringfügig erhöht. Die Mieter
mussten für die kalten Betriebskosten im Jahr 2012 durch-
schnittlich 1,39 Euro/m² vorauszahlen – und damit gleich
viel wie im Vorjahr.

Die Vorauszahlungen bei den warmen Betriebskosten sind
von 2011 auf 2012 praktisch gleich geblieben und liegen
jetzt bei 1,08 Euro/m². "Hier kommen zwei Effekte zusam-
men: Einerseits gab es einen sehr warmen Winter, anderer-
seits sieht man an diesen Zahlen aber auch, dass sich die
intensiven Investitionen in die Modernisierung der Woh-
nungsbestände lohnen", erklärte GdW-Präsident Ge-
daschko. Seit 2005 haben die GdW-Unternehmen gut 16
Mrd. Euro in die Modernisierung ihrer Bestände investiert –
also fast 6,3 Mio. Euro pro Tag. Diese Investitionen sind
nicht nur gut für Umwelt und Klimaschutz, sondern halten
Wohnen auch bezahlbar, weil sie trotz rasant ansteigender
Energiepreise die warmen Betriebskosten deutlich dämpfen.

GdW-Unternehmen an der Spitze der wohnungswirt-
schaftlichen Entwicklung – mehr barrierearme Woh-
nungen und weniger Mietschulden

GdW-Unternehmen verbrauchen weniger Energie

Der mittlere, witterungsbereinigte Energieverbrauch für
Raumwärme und Warmwasser der GdW-Wohnungen liegt
bei 138,4 kWh/(m²a). Das haben Berechnungen des GdW
aus dem letzten Jahr ergeben. Damit ist der Energiever-
brauch der GdW-Unternehmen in den letzten beiden Jah-
ren um drei Prozent gesunken und liegt deutlich unter dem
Bundesdurchschnitt aller Wohnungen.

Mietschulden sinken um 3,1 Prozent auf 453 Mio. Euro
– auch Mietausfälle rückläufig

Die rd. 3.000 im GdW organisierten Wohnungsunterneh-
men verzeichnen im Jahr 2012 erneut einen Rückgang bei
den Mietschulden. Diese sind bundesweit um 3,1 Prozent
gesunken und liegen nun bei 453 Mio. Euro. Damit ist es
den Unternehmen gelungen, die Mietschulden seit dem
Jahr 2003 (757 Mio. Euro) um 304 Mio. Euro zu senken.

Das ist ein Rückgang von etwa 40 Prozent. "Diese positive
Entwicklung konnte durch eine weitere Professionalisierung
des Vermietungs- und Mietschuldenmanagements sowie ei-
gene Beratungs- und Betreuungsangebote der Wohnungs-
unternehmen für säumige Zahler erreicht werden", erklärte
GdW-Präsident Axel Gedaschko. Außerdem gebe es eine
vielfältige Zusammenarbeit mit öffentlichen Schuldnerbera-
tungs- und sozialen Einrichtungen. So arbeiteten die Unter-
nehmen darauf hin, dass Mietrückstände gar nicht erst
dauerhaft entstehen. "Die wirtschaftlich stabile Lage in
Deutschland lässt erhoffen, dass dieser positive Trend weiter
anhält, auch wenn er sich etwas verlangsamen wird", so
der GdW-Chef.

Um Mietschulden vermeiden zu können, sei es aber ebenso
wichtig, dass Vermieter bzw. Wohnungsunternehmen vor
Abschluss eines Mietvertrags – also bei der Kontaktauf-
nahme und Informationsbeschaffung – die Mietbewerber
erfolgreich dahingehend prüfen können, ob sie zahlungsfä-
hig und zahlungswillig sind. Der GdW plädiert daher dafür,
dass Vermieter weiterhin entsprechende Bonitätsauskünfte
über Mietbewerber einholen dürfen.

Bezogen auf die Gesamtmieteinnahmen machen die Miet-
schulden bei den GdW-Unternehmen im Bundesdurch-
schnitt einen Anteil von 2,5 Prozent der bundesweiten
Jahressollmiete aus. In den alten Ländern entsprechen die
Mietschulden 1,8 Prozent der gesamten Nettokaltmietein-
nahmen der Wohnungsunternehmen, in den neuen Län-
dern liegt die Quote mit 3,3 Prozent etwas höher. Die
westdeutschen GdW-Unternehmen führten demnach zum
Jahresende 2012 rund 201 Mio. Euro Mietschulden in ihren
Büchern, die ostdeutschen 251 Mio. Euro.

Auch die Mietausfälle der GdW-Unternehmen sind deutlich
gesunken und lagen Ende 2012 bei rd. 929 Mio. Euro.
Neben fehlenden Einnahmen durch den Leerstand von
Wohnungen zählen zu den Mietausfällen auch Ausfälle
durch Mietminderungen sowie Kosten für Miet- und Räu-
mungsklagen und Abschreibungen auf Mietschulden. In
den neuen Bundesländern war auch wegen der weiterge-
führten Marktbereinigung im Rahmen des Stadtumbaus ein

Nettokaltmiete und Betriebskostenvorauszahlungen
bei den GdW-Unternehmen 
(in Euro/m² pro Monat)

Miete kalte warme 
nettokalt Betriebskost. Betriebskost.

2009 4,75 1,34 1,05

2010 4,86 1,36 1,08

2011 4,96 1,39 1,09

2012 5,04 1,39 1,08

Quelle : GdW-Jahresstatistik
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stärkerer Rückgang der Mietausfälle um 30 Mio. Euro auf
570 Mio. Euro zu verzeichnen. Damit machen die Mietaus-
fälle dort immer noch einen Anteil von acht Prozent der
Jahressollmiete (nettokalt) aus. In den alten Bundesländern
sanken die Mietausfälle um 6,3 Prozent auf 359 Mio. Euro.
Das entspricht 3,2 Prozent der Jahressollmiete.

Wohnen für ein langes Leben: 5,7 Prozent der 
GdW-Wohnungen sind barrierearm oder barrierefrei 
– Fortführung des KfW-Programms gefordert

Rund 20 Prozent der Bevölkerung in Deutschland sind 65
Jahre und älter. Das entspricht 16 Mio. Menschen. Etwa 
3,7 Mio. davon sind mindestens 80 Jahre alt. Bis zum Jahr
2050 dürfte sich die Zahl der über 80-Jährigen auf gut 
10 Mio. Menschen fast verdreifachen. Bundesweit leben
nach einer neuen Studie des Kuratoriums deutsche Alters-
hilfe (KDA) im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) nur etwa eine halbe
Mio. der Seniorenhaushalte in Deutschland in barrierearmen
oder barrierefreien Wohnungen. Das entspricht 1,4 Prozent
aller Wohnungen in Deutschland.

Eine Befragung des GdW hat gezeigt, dass bereits rd. 5,7
Prozent der Wohnungen in den Mitgliedsunternehmen bar-
rierearm oder barrierefrei sind. Das sind rund 328.000 Woh-
nungen. Dennoch herrscht hier weiter großer
Handlungsbedarf. "In den kommenden Jahren wird der
starke Anstieg des speziellen Wohnbedarfs älterer Men-
schen eine große Herausforderung für die Wohnungswirt-
schaft in Deutschland darstellen", erklärte Axel Gedaschko.
Die Versorgung mit bedarfsgerechtem Wohnraum und 
sozialen Dienstleistungen zu bezahlbaren Mieten werde 
gerade vor dem Hintergrund schlechterer Einkommensver-
hältnisse der künftigen älteren Generationen eine zentrale
Aufgabe sein. Dabei müsse es oberstes Ziel bleiben, den
Menschen möglichst lange ein Leben in den eigenen vier
Wänden zu ermöglichen.

Der GdW fordert die Bundesregierung angesichts des wach-
senden Bedarfs altersgerechter Wohnungen auf, die erfor-
derlichen Bundesmittel für das KfW-Förderprogramm
"Altersgerecht Umbauen" so schnell wie möglich im Bun-
deshaushalt wieder bereitzustellen. Der GdW begrüßte
hierzu eine entsprechende Ankündigung des Bundesbaumi-
nisters auf dem Demografiegipfel der Bundesregierung vor
einem Monat. Auch müsse die Förderung von kommunalen
und quartiersbezogenen Demografiekonzepten ergänzt
werden. "Auf kommunaler Ebene müssen sich die Beteilig-
ten zusammenfinden und gemeinsam Lösungen für eine
barrierearme Ausgestaltung der kommunalen Infrastruktur
und die Bereitstellung von ausreichend barrierearmem
Wohnraum finden", so Gedaschko. Auch die Sicherung der
medizinischen Versorgung im Quartier, wohnungsnahe Ein-
kaufsmöglichkeiten und ambulante Pflegeleistungen sowie
sonstige Dienstleistungen, die ältere Menschen benötigen,
um möglichst lange in ihrem Umfeld verbleiben zu können,
sollten in diese Demografiekonzepte eingearbeitet werden.
Die Wohnungsunternehmen hoffen, dass der aktuell disku-
tierte neue Pflegebedürftigkeitsbegriff tatsächlich zu mehr
Bedarfsgerechtigkeit in der Pflege und einer stärkeren woh-
nungsnahen Versorgung beitragen könne und zügig umge-
setzt werde, so der GdW-Chef.

Stadtumbau: Leerstandsquote in Ostdeutschland sinkt
langsamer – Zweite Leerstandswelle droht

Die Leerstandsquote der vom GdW vertretenen Wohnungs-
unternehmen ist in den neuen Ländern im Jahr 2012 um
0,3 Prozentpunkte auf 7,7 Prozent gesunken und liegt
damit deutlich unter 8 Prozent. Damit standen Ende 2012
in den Beständen der GdW-Unternehmen noch rd. 191.800
Wohnungen leer. Seit Beginn des Programms Stadtumbau
Ost im Jahr 2002 konnte die Leerstandsquote um 8,5 Pro-
zentpunkte reduziert werden. Die sinkenden Leerstände in
den neuen Bundesländern kommen durch die von den
GdW-Unternehmen durchgeführten Rückbaumaßnahmen
zustande. In 2012 wurden rd. 9.860 Wohnungen vom
Markt genommen. Das sind allerdings rd. 3.500 Wohnun-
gen weniger als noch im Jahr 2011.

Leer stehende Wohnungen 
bei den GdW-Unternehmen in Ost und West 
(in % des bewirtschafteten Bestandes)

Quelle : GdW-Jahresstatistik
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Für das Jahr 2013 wird die Leerstandsquote nach den Prog-
nosen der Unternehmen nur noch um 0,1 Prozent sinken
und dann bei 7,6 Prozent liegen. "Das zeigt: Es gibt keines-
wegs Entwarnung für den Stadtumbau in Ostdeutschland",
so Gedaschko. Denn wenn man genauer hinsieht, sind 
in zahlreichen Regionen die Leerstände sogar wieder ange-
stiegen. So stieg nach Angaben des Verbandes Berlin-
Brandenburgischer Wohnungsunternehmen (BBU) beispiels-
weise in der beim Stadtumbau besonders erfolgreichen
Stadt Schwedt/Oder der Leerstand seit 2010 bereits wieder
um ein Drittel von 3,6 auf zuletzt 4,8 Prozent und in 
Cottbus von 5,5 auf 6,3 Prozent. "Wenn die Unternehmen
auch künftig die Hauptlast des Stadtumbaus tragen 
müssen, brauchen sie endlich langfristige Planungssicher-
heit und eine verlässliche Ausstattung der Städtebauförde-
rung", so Gedaschko.

Auch wenn die GdW-Unternehmen für das Jahr 2013 den
Abriss von 14.114 Wohnungen planen, erreicht die Anzahl
der Abrisse längst nicht mehr die Höhe, die notwendig
wäre, um die Ziele des Programms 'Stadtumbau Ost' zu er-
reichen", erklärte Gedaschko. Danach sollten bis 2016 min-
destens 200.000 weitere Wohnungen in Ostdeutschland
abgerissen werden. "Wir sehen hier ganz klar: Ohne eine
entsprechende finanzielle Ausstattung des Programms
'Stadtumbau Ost' und eine Anschlussregelung bei der Alt-
schuldenhilfe wird diese Vorgabe nicht zu erfüllen sein",
sagte der GdW-Präsident. Er forderte die Bundesregierung
auf, hier umgehend eine Lösung zu finden, damit das Er-
folgsprogramm "Stadtumbau Ost" nicht zur lahmen Ente
verkommt. "Darunter werden sonst die Städte in Ost-
deutschland und vor allem ihre Bewohner zu leiden haben",
so der GdW-Chef. Als Übergangslösung für eine Anschluss-
regelung zur Altschuldenhilfe schlägt der GdW vor, dass 
die Wohnungsunternehmen, die die ihnen zustehenden Alt-
schuldenhilfemittel nicht mehr benötigen, diese freiwillig
zurückgeben, und anderen Wohnungsunternehmen, die
abreißen, zur Verfügung stellen sollen. Eine Neuvergabe der
Mittel soll dann auf der Grundlage städtebaulicher Kriterien
erfolgen.

In den westdeutschen Bundesländern standen Ende 2012
rd. 81.100 Wohnungen leer. Das ergibt eine leicht gesun-
kene Leerstandsquote von 2,5 Prozent. "In Westdeutsch-
land sind die Regionen allerdings sehr differenziert zu
betrachten", erläuterte Gedaschko. "Während einige Kom-
munen mit erheblichen Leerständen zu kämpfen haben,
herrscht in Ballungszentren wie München oder Hamburg
schon teilweise eine Wohnungsknappheit." Er warnte in
diesem Zusammenhang vor einem Anstieg der Leerstands-
quote auch in den westdeutschen Bundesländern, wenn die
dringend notwendigen Stadtumbaumittel in den kommen-
den Jahren nicht ausreichend garantiert werden.

Bundesländervergleich der GdW-Wohnungsunter-
nehmen: Sachsen-Anhalt und Sachsen mit höchster,
Hamburg mit niedrigster Leerstandsquote

Sachsen-Anhalt weist – bezogen auf die Bestände der
GdW-Wohnungsunternehmen – mit 12,2 Prozent trotz
eines leichten Rückgangs bundesweit die höchste Leer-
standsquote auf. Sachsen liegt mit einem Leerstand von
knapp über 10,2 Prozent ebenfalls im zweistelligen Bereich.
Die niedrigste Quote in den neuen Bundesländern hat – ab-
gesehen vom Stadtstaat Berlin – Mecklenburg-Vorpommern
mit 6,9 Prozent. In den westdeutschen Ländern hat das

Saarland mit einer Leerstandsquote von 6,3 Prozent den
höchsten Wert vorzuweisen. 

Darauf folgen Nordrhein-Westfalen mit 3,2 und Rheinland-
Pfalz mit 3 Prozent. Der Stadtstaat Hamburg hat mit nur 
0,8 Prozent die niedrigste Leerstandsquote aller Bundeslän-
der. Mit 1,7 bzw. zwei Prozent verfügen Hessen und Bayern
über die niedrigsten Leerstandsquoten westdeutscher 
Flächenländer.

Leerstandsquote bei den GdW-Unternehmen 
nach Bundesländern 
(in % des bewirtschafteten Bestandes)

Leerstandsquote

Sachsen-Anhalt 12,2 %

Sachsen 10,2 %

Brandenburg 8,3 %

Thüringen 8,0 %

Mecklenburg-Vorpommern 6,9 %

Saarland 6,3 %

Nordrhein-Westfalen 3,2 %

Rheinland-Pfalz 3,0 %

Schleswig-Holstein 2,9 %

Niedersachsen 2,8 %

Baden-Württemberg 2,5 %

Berlin 2,3 %

Bayern 2,0 %

Hessen 1,7 %

Bremen 1,4 %

Hamburg 0,8 %

Quelle : GdW-Jahresstatistik
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Die Wohnungswirtschaft
zur Bundestagswahl

Wahl
2013

11

Die Wahlprogramme im Wohnungswirtschafts-Check:
In einer umfassenden Synopse hat der GdW ebenfalls als
erster wohnungswirtschaftlicher Verband die Wahlpro-
gramme der im aktuellen Bundestag vertretenen fünf Par-
teien auf den Prüfstand gestellt. Auch die Parteiprogramme
stehen Ihnen hier zur Verfügung.

Für die Bundestagswahl 2013 hat der GdW sein eigenes 
Bewertungssystem – die "GdW-Häuser-Ampel" – entwi-
ckelt. Es ermöglicht auf einen Blick eine einfache und
schnelle Einschätzung der Wahlprogramme aus Sicht der
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft, indem Vorschläge
wie folgt bewertet werden:

Die komplette Bandbreite an Positionen, Zahlen und 
Fakten der Wohnungswirtschaft zur Bundestagswahl 
finden Sie auf der umfassenden Informationsseite 
www.wohnungswirtschaft-zur-wahl.de, die der 
GdW als erster immobilienwirtschaftlicher Verband Anfang
2013 gestartet hat.

Im Positionspapier 
"gerecht wohnen"
finden Sie alle Vor-
schläge des GdW für
die Wahlprogramme
der Parteien zur Bun-
destagswahl 2013.
Noch bevor die ers-
ten Wahlprogramme
geschrieben waren,
hat der GdW diese
bereits im November
2012 an die im Deut-
schen Bundestag ver-
tretenen Parteien
kommuniziert. 

gerecht wohnen

Vorschläge für die 
Wahlprogramme der Parteien 
zur Bundestagswahl 2013

GdW Positionen

November 2012

 
  

  
 

  
 
   

  

   
   

 
     

      

  

Fortsetzung der Kompensations-
mittel des Bundes für die soziale
Wohnraumförderung nach 2014 in
gleicher Höhe von 518 Mio. Euro 
– wenn die Länder diese zweckge-
bunden einsetzen 

Wiedereinführung der Möglich-
keit der degressiven Absetzung 
der Kosten der Anschaffung über die
Steuer (degressive AfA) 

Erweiterung und Ergänzung der
KfW-Programme, um Impulse 
für den Wohnungsbau zu schaffen 

Wiedereinführung der 
Eigenheimzulage.

Wohnungsbauförderung des 
Bundes haushaltsneutral um-
steuern und den Neubau von 
bezahlbaren Mietwohnungen stärker
unterstützen. 

Bundeszuweisungen für den Sozia-
len Wohnungsbau an die Länder
zweckgebunden; hierbei Bevorzu-
gung der wesentlich flexibleren Sub-
jektförderung, die individuell an
aktueller Familien- und Einkommens-
situation des Mieters orientiert und
nicht starr an eine Immobilie gebun-
den ist. 

Zur Verbesserung der Rahmen-
bedingungen im Mietwoh-
nungsbau Wiedereinführung der 
degressiven Abschreibung (AfA). 

Wohneigentum ist wichtiger Beitrag
zur Altersvorsorge und der beste
Schutz vor steigenden Mieten.

Modelle der Eigenheimförderung 
wie genossenschaftliches Wohnen,
Eigenheimrente („Wohn-Riester“),
Eigenkapitalersatzdarlehen, Bauher-
rengemeinschaften oder die Unter-
stützung bei der Finanzierung
weiterentwickeln.

Um mehr bezahlbaren Wohnraum zu
schaffen und den Flächenverbrauch
zu begrenzen, Erleichterung von
Baumaßnahmen und Nachverdich-
tungen im innerstädtischen Bereich,

FDP SPD

"Aktionsprogramm für eine solidari-
sche Stadt und bezahlbares Woh-
nen" initiieren – in einem Bündnis
mit den Ländern, Kommunen, den
Mieter- und Sozialverbänden, der
Bau- und Wohnungswirtschaft und
den Gewerkschaften.

Neubau fördern, da ohne eine 
deutliche Zunahme neuer 
Wohnungen, alle Maßnahmen zur
Mietpreisdämpfung ins Leere laufen;
Ziel ist zukunfts- und altersgerechter
und zugleich bezahlbarer Wohn-
raum.

Kompensationszahlungen an
die Länder für die soziale
Wohnraumförderung bis 2019 ver-
stetigen. Die Länder sollen die Mittel
zweckgebunden für Wohnungsneu-
bau und -modernisierung einsetzen.

Bei Grundstücksvergaben mit 
gutem Beispiel vorangehen 
und gute Konzepte für bezahlbaren
Wohnraum und eine lebendige
Stadt unterstützen. Auch Bauland
der Kommunen und der Länder darf
nicht immer nur an den Meistbie-
tenden gehen.

Kommunale und genossen-
schaftliche Wohnungsunter-
nehmen als Garanten für Mietsicher-
heit und sozial ausgewogene Nach-
barschaften stärken. Mit Hilfe von
Genossenschaften neue Herausfor-
derungen wie z. B. beim Woh-
nungsbau erleichtern.

Zukunftsfähige Wohnungspolitik
heißt vor allem soziales Mietrecht,
gemeinwohlorientierten Wohnungs-
bau und die energetische Moderni-
sierung der Gebäude zusammen zu
denken; denn während einige Regio-
nen mit Wohnungsleerstand kämp-
fen, wird Wohnraum in
wirtschaftsstarken Regionen immer
knapper und teurer.

Renaissance des sozialen Wohnungs-
baus in Deutschland erforderlich; seit
2000 ist die Zahl der Sozialwohnun-
gen in Deutschland um fast ein Drit-
tel gesunken.

Die Kommunen durch Bund
und Länder besser beim sozia-
len Wohnungsbau und gezielten An-
käufen in innerstädtischen Lagen
unterstützen.

Die Kompensationsmittel des 
Bundes bis 2019 weiterhin an 
die Bundesländer zweckgebunden
zahlen; anders als in den 70er Jahren
aber keine Ghettos am Stadtrand
hochziehen, denn Sozialwohnungen
gehören in lebendige Stadtteile.

Prüfen, ob gesetzliche Regelungen
für eine neue gemeinwohlorientierte
Wohnungswirtschaft wieder sinnvoll
sind.

Wohnungen in öffentlicher
Hand nur noch notfalls verkau-
fen – und dann bevorzugt an nach-
haltig wirtschaftende Gesellschaften.

BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN

Massenhafte Umwandlung von
Miet- in Eigentumswohnungen
stoppen.

Mieten deckeln – Mietspiegel 
an Bestandsmieten orientieren.

Kommunen dürfen auf 
Grundlage von Mietspiegeln 
Höchstmieten festlegen.

Miete im Bestand ohne Wohnwert-
verbesserung nur im Rahmen Inflati-
onsausgleich max. bis ortsüblicher
Vergleichsmiete erhöhen.

Recht auf Wohnraum im
Grundgesetz verankern.

Kommunale Wohnungsgesellschaf-
ten und Genossenschaften stärken;
Aufbau kommunaler Eigenbetriebe.

Strategische Dienstleistungen wie
Bildung, Gesundheit, Bildung, 
Banken, Verkehr oder Wohnungs-
wirtschaft in öffentliche oder genos-
senschaftliche Hand überführen.

In einem ersten Schritt alle Verträge
über die Privatisierung von öffentli-
chen und kommunalen Unterneh-
men offenlegen.

DIE LINKE.

Positionen zum Wohnungsbau

CDU/CSU

Fortsetzung der Kompensations-
mittel des Bundes für die soziale
Wohnraumförderung nach 2014 in
gleicher Höhe von 518 Mio. Euro 
– wenn die Länder diese zweckge-
bunden einsetzen 

Wiedereinführung der Möglich-
keit der degressiven Absetzung 
der Kosten der Anschaffung über die
Steuer (degressive AfA) 

Erweiterung und Ergänzung der
KfW-Programme, um Impulse 
für den Wohnungsbau zu schaffen 

Wiedereinführung der 
Eigenheimzulage.

Wohnungsbauförderung des 
Bundes haushaltsneutral um-
steuern und den Neubau von 
bezahlbaren Mietwohnungen stärker
unterstützen. 

Bundeszuweisungen für den Sozia-
len Wohnungsbau an die Länder
zweckgebunden; hierbei Bevorzu-
gung der wesentlich flexibleren Sub-
jektförderung, die individuell an
aktueller Familien- und Einkommens-
situation des Mieters orientiert und
nicht starr an eine Immobilie gebun-
den ist. 

Zur Verbesserung der Rahmen-
bedingungen im Mietwoh-
nungsbau Wiedereinführung der 
degressiven Abschreibung (AfA). 

Wohneigentum ist wichtiger Beitrag
zur Altersvorsorge und der beste
Schutz vor steigenden Mieten.

Modelle der Eigenheimförderung 
wie genossenschaftliches Wohnen,
Eigenheimrente („Wohn-Riester“),
Eigenkapitalersatzdarlehen, Bauher-
rengemeinschaften oder die Unter-
stützung bei der Finanzierung
weiterentwickeln.

Um mehr bezahlbaren Wohnraum zu
schaffen und den Flächenverbrauch
zu begrenzen, Erleichterung von
Baumaßnahmen und Nachverdich-
tungen im innerstädtischen Bereich,

FDP SPD

"Aktionsprogramm für eine solidari-
sche Stadt und bezahlbares Woh-
nen" initiieren – in einem Bündnis
mit den Ländern, Kommunen, den
Mieter- und Sozialverbänden, der
Bau- und Wohnungswirtschaft und
den Gewerkschaften.

Neubau fördern, da ohne eine 
deutliche Zunahme neuer 
Wohnungen, alle Maßnahmen zur
Mietpreisdämpfung ins Leere laufen;
Ziel ist zukunfts- und altersgerechter
und zugleich bezahlbarer Wohn-
raum.

Kompensationszahlungen an
die Länder für die soziale
Wohnraumförderung bis 2019 ver-
stetigen. Die Länder sollen die Mittel
zweckgebunden für Wohnungsneu-
bau und -modernisierung einsetzen.

Bei Grundstücksvergaben mit 
gutem Beispiel vorangehen 
und gute Konzepte für bezahlbaren
Wohnraum und eine lebendige
Stadt unterstützen. Auch Bauland
der Kommunen und der Länder darf
nicht immer nur an den Meistbie-
tenden gehen.

Kommunale und genossen-
schaftliche Wohnungsunter-
nehmen als Garanten für Mietsicher-
heit und sozial ausgewogene Nach-
barschaften stärken. Mit Hilfe von
Genossenschaften neue Herausfor-
derungen wie z. B. beim Woh-
nungsbau erleichtern.

Zukunftsfähige Wohnungspolitik
heißt vor allem soziales Mietrecht,
gemeinwohlorientierten Wohnungs-
bau und die energetische Moderni-
sierung der Gebäude zusammen zu
denken; denn während einige Regio-
nen mit Wohnungsleerstand kämp-
fen, wird Wohnraum in
wirtschaftsstarken Regionen immer
knapper und teurer.

Renaissance des sozialen Wohnungs-
baus in Deutschland erforderlich; seit
2000 ist die Zahl der Sozialwohnun-
gen in Deutschland um fast ein Drit-
tel gesunken.

Die Kommunen durch Bund
und Länder besser beim sozia-
len Wohnungsbau und gezielten An-
käufen in innerstädtischen Lagen
unterstützen.

Die Kompensationsmittel des 
Bundes bis 2019 weiterhin an 
die Bundesländer zweckgebunden
zahlen; anders als in den 70er Jahren
aber keine Ghettos am Stadtrand
hochziehen, denn Sozialwohnungen
gehören in lebendige Stadtteile.

Prüfen, ob gesetzliche Regelungen
für eine neue gemeinwohlorientierte
Wohnungswirtschaft wieder sinnvoll
sind.

Wohnungen in öffentlicher
Hand nur noch notfalls verkau-
fen – und dann bevorzugt an nach-
haltig wirtschaftende Gesellschaften.

BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN

Massenhafte Umwandlung von
Miet- in Eigentumswohnungen
stoppen.

Mieten deckeln – Mietspiegel 
an Bestandsmieten orientieren.

Kommunen dürfen auf 
Grundlage von Mietspiegeln 
Höchstmieten festlegen.

Miete im Bestand ohne Wohnwert-
verbesserung nur im Rahmen Inflati-
onsausgleich max. bis ortsüblicher
Vergleichsmiete erhöhen.

Recht auf Wohnraum im
Grundgesetz verankern.

Kommunale Wohnungsgesellschaf-
ten und Genossenschaften stärken;
Aufbau kommunaler Eigenbetriebe.

Strategische Dienstleistungen wie
Bildung, Gesundheit, Bildung, 
Banken, Verkehr oder Wohnungs-
wirtschaft in öffentliche oder genos-
senschaftliche Hand überführen.

In einem ersten Schritt alle Verträge
über die Privatisierung von öffentli-
chen und kommunalen Unterneh-
men offenlegen.

DIE LINKE.

Positionen zum Wohnungsbau

CDU/CSU

gut              differenziert           schlecht 



Eine Übersicht zur Einordnung einzelner Tätigkeiten von 
Wohnungsunternehmen im Hinblick auf die gewerbesteuerliche 
erweiterte Kürzung zeigt die nachfolgende Tabelle:

Tätigkeit Bewertung Steuerliche Folge

Verwaltung und Nutzung 
eigenen Grundbesitzes

Gesetzlich zugelassene 
Nebentätigkeiten

Verwaltung und Nutzung 
eigenen Kapitalvermögens

Betreuung von 
Wohnungsbauten

Errichten und Veräußern 
von Einfamilienhäusern, 
Zweifamilienhäusern und 
Eigentumswohnungen

Alle anderen Tätigkeiten

Zwingende Tätigkeit 
als Vermögensver-
waltung 
= Begünstigte Tätigkeit

Unschädlich für die 
erweiterte Kürzung

als Vermögensver-
waltung

als gewerbliche 
Tätigkeit

als gewerbliche 
Tätigkeit

Schädlich für die 
erweiterte Kürzung

(Grundsatz der Aus-
schließlichkeit der Ver-
waltung und Nutzung
eigenen Grundbesitzes)

Gewerbesteuer-
freiheit

Gewerbesteuer-
pflicht

Aber:
Keine Infizierung des
gewerbesteuerfreien
Bereichs (Verwaltung
und Nutzung eigenen
Grundbesitzes)

Völliger Ausschluss
der erweiterten 
Kürzung

Gewerbesteuerpflicht
auch für die Ver-
waltung und Nutzung
eigenen Grundbesitzes

Einsichten 

Die Wohnungsunternehmen 
im GdW geben über
13 Millionen Menschen in ganz 
Deutschland ein Zuhause.

Das sind unsere Argumente, 
was sagen Sie dazu?

Kontakt:

GdW 
Bundesverband deutscher 
Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen e.V.

Berlin:
Mecklenburgische Straße 57
14197 Berlin
Telefon: +49 30  82403-0
Telefax: +49 30  82403-199
mail@gdw.de

Büro Brüssel:
3, rue du Luxembourg
1000 Bruxelles

© GdW, April 2013

weitere Informationen im Web:
gdw.de

                  youtube.com/GdWBundesverband

                  xing.com/net/wohnprofis

                  twitter.com/GdWWohnen

                  www.wohnungswirtschaft-zur-wahl.de

Die Wohnungswirtschaft

In den GdW-Pressemitteilungen, 
die nach Veröffentlichung der 
Wahlprogramme erscheinen, ist die 
jeweilige Einzelbewertung zu den 
Parteivorschlägen nachzulesen.

Die GdW-Infografiken bieten Ihnen
in anschaulicher Form Daten und 
Fakten zur Entwicklung von Netto-
kaltmieten, Baukosten, Energie- 
und Verbraucherpreisen sowie der 
Modernisierungsraten.

Die Materialien zur 
Bundestagswahl
finden Sie auch unter 
diesem QR-Tag

In der Serie "GdW-Argumente" werden einzelne 
aktuell diskutierte politische Themen auf zwei Seiten kurz
und bündig aufgearbeitet. Bisher erschienen sind:

Was bedeutet eine Wiedereinführung der 
Vermögensteuer für die Wohnungswirtschaft?

Wofür ist eine Modernisierungsumlage notwendig?

Kann sich die Politik die Förderung für die 
"Soziale Stadt" sparen?

Begrenzung der Miethöhe bei neuen Mietverträgen

Was bedeutet die Einführung einer 
"Kooperationsgesellschaft" 
in das Genossenschaftsgesetz?

Was hindert Wohnungsunternehmen daran, 
selbst Energie zu erzeugen?

Was bedeutet die Einführung von 
Energieeffizienzklassen im Energieausweis?

Außerdem können Sie sich auf 
www.wohnungswirtschaft-zur-wahl.de 
den Kurzfilm "Gerecht und sicher wohnen – 
die Wohnungswirtschaft im GdW" 
sowie den Trailer des GdW zur Bundestagswahl 
anschauen.

Die Serie "GdW kompakt" bündelt
Zahlen und Fakten rund um das be-
zahlbare Wohnen in Deutschland. Die
Ausgabe "Bezahlbares Wohnen" bie-
tet hier einen komprimierten Über-
blick, wie die im GdW organisierten
Wohnungs- und Immobilienunterneh-
men bezahlbares Wohnen gewährleis-
ten und für soziale Gerechtigkeit
sorgen, während die Energie- und
Baukosten weiter rasant steigen.

GdW kompakt

Bezahlbares Wohnen

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

 
  

 

 
   
   

  
  

 
     

      

GdW-Argumente

Worum geht es? 
Die Energieerzeugung 
durch Wohnungs-
unternehmen führt 
zum Verlust der 
sogenannten 
erweiterten Gewerbe-
steuerkürzung und 
verhindert damit ein 
breites Engagement 
der Wohnungsunter-
nehmen auf diesem 
Gebiet.

Was ist das Problem?
Der Betrieb von Anlagen zur Energieerzeu-
gung (wie zum Beispiel Photovoltaik-Anla-
gen oder Blockheizkraftwerke) und die
Einspeisung des erzeugten Stroms in das
allgemeine Stromnetz gegen Entgelt wird
von Seiten der Finanzverwaltung – zwi-
schenzeitlich durch Rechtsprechung bestä-
tigt – als gewerbliche Tätigkeit eingestuft.
Eine solche gewerbliche Tätigkeit ist – 
unabhängig vom Umfang – schädlich 
für die Inanspruchnahme der erweiterten 
Gewerbesteuerkürzung für das Woh-
nungsunternehmen insgesamt.

Was heißt das?
Wohnungsunternehmen in der Rechtsform
der Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft sind kraft Rechtsform Gewerbe-
betrieb, ihre Einkünfte somit gewerbesteu-
erpflichtig. Die erweiterte Gewerbesteuer-
kürzung ermöglicht es den Wohnungsun-
ternehmen, den Teil der Einkünfte, der aus
der Verwaltung und Nutzung des eigenen
Grundbesitzes stammt (also aus der origi-
nären Vermietungstätigkeit), gewerbesteu-
erfrei zu stellen (wie bei Privatpersonen,
die Einkünfte aus Vermietung und Ver-

Die Wohnungswirtschaft

Was hindert Wohnungsunter-
nehmen daran, selbst Energie 
zu erzeugen?

Brennpunkt: 
Energieerzeugung durch Wohnungsunternehmen

Fazit: 

Wohnungsunternehmen kön-
nen und wollen sich auf dem
Gebiet der Energieerzeugung
engagieren und damit zum 
Gelingen der Energiewende bei-
tragen. Dafür bedarf es aber
dringend einer Änderung des
Gewerbesteuergesetzes.

Übrigens:

Das sagt die GdW-Steuer-
expertin Ingeborg Esser:

"Nach dem Urteil des Finanzge-
richts Berlin-Brandenburg vom
13.12.2011 (Az.: 6 K 6181/08)
führt an einer Gesetzesände-
rung zur Lösung der Problema-
tik nichts mehr vorbei.

Die Finanzrichter hatten ent-
schieden, dass eine für die er-
weiterte Kürzung schädliche
gewerbliche Tätigkeit gegeben
ist, wenn ein Unternehmen auf
den Dächern seiner Gebäude
Photovoltaikanlagen installiert
und den so produzierten Strom
gegen eine Vergütung in das 
allgemeine Stromnetz einspeist. 
Mit dem Betrieb nur einer sol-
chen Anlage zur Energieerzeu-
gung verlieren Wohnungsunter-
nehmen damit die Möglichkeit
zur Inanspruchnahme der erwei-
terten Kürzung. Die Einkünfte
aus der Vermietungstätigkeit
werden gewerbesteuerpflichtig.
Dieser gravierende gewerbe-
steuerliche Nachteil führt dazu,
dass die Wohnungsunterneh-
men auf ein Engagement auf
diesem Gebiet verzichten; er
hindert die Wohnungsunterneh-
men, sich an der Energiewende
zu beteiligen."

pachtung erzielen). Nur eine schädliche
Tätigkeit führt zum Verlust der erweiterten
Gewerbesteuerkürzung. Die ansonsten 
gewerbesteuerfreie Vermietungstätigkeit
wird dadurch ebenfalls gewerbesteuer-
pflichtig.

Was wäre die Lösung?
Das Gewerbesteuergesetz erlaubt es den
Wohnungsunternehmen, ganz bestimmte
– auch gewerbliche – Nebentätigkeiten
auszuüben, ohne die Gewerbesteuerfrei-
heit für die Vermietungstätigkeit zu verlie-
ren. Diese gewerblichen Nebentätigkeiten
bleiben dabei gewerbesteuerpflichtig.
Der Katalog der gesetzlich ausdrücklich
zugelassenen – unschädlichen – Neben-
tätigkeiten muss um die Tätigkeit der 
Energieerzeugung (Betrieb von Anlagen
zur Energieerzeugung) ergänzt werden.

Drohen dadurch Gewerbesteuer-
ausfälle?
Nein. Die Gewinne aus der Energieerzeu-
gung als gewerbliche Tätigkeit wären 
gewerbesteuerpflichtig. Allerdings bliebe
die Gewerbesteuerfreiheit der Vermie-
tungstätigkeit erhalten.
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29. August 2013 – 1. September 2013 
im EBZ

Jede Branche bekommt die Führungskräfte, die sie verdient.
In der Wohnungswirtschaft glauben wir daran, dass 
talentierte Nachwuchskräfte gefördert und motiviert, dass
starke Netzwerke früh begründet werden sollten und dass
wir diejenigen, die morgen leitende Positionen in unseren
Unternehmen bekleiden sollen, heute verantwortungsvoll
darauf vorbereiten müssen. Diese Überzeugung liegt auch
der Julius Brecht Sommerakademie zugrunde.

Wie vielfältig und facettenreich eine Tätigkeit in der 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft sein kann, auch 
das zeigt sich an der spannenden Themenmischung, 
mit der sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer dieser
ganz besonderen Weiterbildungsreihe befassen. 
Hard Facts und Soft Skills gehen hier Hand in Hand und 
tragen dazu bei, dass die Unternehmen auch morgen auf
Ihren Nachwuchs bauen können.

Connected Living Connference
4. – 5. September 2013 

Hotel InterContinental Berlin
Budapester Straße 2, 10787 Berlin.

Die CONNECTED LIVING CONNFERENCE bietet die Platt-
form, um Barrieren zu überwinden und die Vision des intel-
ligenten Gebäudes als integralen Baustein zukünftiger
Smart Cities Realität werden zu lassen. 

Hochkarätige Vertreter federführender Verbände, Politiker
und Top-Manager aus den Sektoren ITK, Konsumelektronik,
Hausgeräte, Gesundheitswesen, Energiewirtschaft, Woh-
nungswirtschaft, Heizung/Klima/Sanitär, Haussicherheit,
Elektroinstallation und Handwerk diskutieren auf der zwei-
tägigen SmartHome-Veranstaltung in offenen, lösungsori-
entierten Formaten über gemeinsame Erfolgschancen und
die aussichtsreichsten Wege dorthin.

Veranstaltungen des GdW 
im zweiten Halbjahr 2013:

Tagung der Genossenschaften mit Spareinrichtung
12. – 13. September 2013

Pullmann Hotel Dortmund 
Lindemannstraße 88, 44137 Dortmund
(Nur für Genossenschaften mit Spareinrichtung)

17. – 18. September 2013  
Radialsystem V 
Holzmarktstraße 33, 10243 Berlin

Mit dem WohnZukunftsTag startet die Wohnungswirtschaft
eine neue Veranstaltungsreihe. Wir ersetzen damit 
unsere GdW-Foren, die sich immer mit einem einzigen
Schwerpunktthema auseinandergesetzt haben.

Auf den WohnZukunftsTagen wollen wir verschiedene 
Themen bündeln und damit mehr Informationen an einem
Tag aufbereiten. Das neue Format bindet Sie als Teilnehmer
auch intensiver und interaktiver in das Geschehen ein. Mehr
Workshops, Produkte und Dienstleistungen zum Anfassen
und Mitmachen ergänzen die hochkarätigen Vorträge im
Plenum.

Festveranstaltung 
– Verleihung des Bauherrenpreises 
Modernisierung 2013

18. September 2013, 18:30 Uhr
Radialsystem V 
Holzmarktstraße 33, 10243 Berlin

Alle Informationen zu den Veranstaltungen finden Sie auf
www.gdw.de

Julius Brecht
Sommerakademie 

2013

Mit Hard Facts und Soft Skills 
zum Erfolg!
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Energiewende konkret
1. Oktober 2013, Nürnberg

Messezentrum, 90471 Nürnberg

Wie können die ambitionierten Klimaschutzziele durch 
Contracting und gezielte Fördermaßnahmen unterstützt
werden?

Thementag im Rahmen der gat 2013 Nürnberg

Die Maßnahmen in Bezug auf Klimaschutz, Energieeffizienz
und den Ausbau der Erneuerbaren

Energien haben extreme Auswirkungen auf die gesamte
Energiebranche und stellen die unterschiedlichen Märkte
und Kundengruppen vor enorme Herausforderungen.
Eine wesentliche Bedeutung zur Erreichung der ambitionier-
ten Klimaschutzziele kommt der Raumwärme zu. Diese
Ziele können nur erfüllt werden, wenn eine Verdopplung
der derzeitigen Modernisierungsquote bei den ca. 18 Mio.
Bestandsgebäuden erreicht wird. Eigentümer der Immobi-
lien müssen motiviert werden, Schritte zur Energieeinspa-
rung und Effizienzverbesserung zu gehen und innovative
Technologien kombiniert mit erneuerbaren Energien einzu-
setzen.

EXPO REAL 2013
7. – 9 Oktober 2013, München

Neue Messe München 
Am Messesee, 81829 München

Den GdW finden Sie in der Halle B2.220 auf dem 
Gemeinschaftsstand der BID

Alle Informationen zu den Veranstaltungen finden Sie auf
www.gdw.de

zukunftlebensräume
29. – 30. Oktober 2013, Frankfurt (Main)

Messe, Frankfurt am Main

Bauen, Wohnen und Gesundheit im Wandel
Interdisziplinärer Kongress mit begleitender Fachmesse

Die interdisziplinäre Kongressmesse „Zukunft Lebens-
räume“ bietet als Leitveranstaltung zu diesem Thema in
Deutschland erstmals allen Akteuren rund um die Bau-,
Wohnungs-, und Pflegewirtschaft eine umfassende 
Informationsplattform.

Zwei Tage lang stehen jene Fragen im Mittelpunkt, die im
Kontext des demografischen Wandels Gesellschaft, Wirt-
schaft und Industrie gleichermaßen bewegen: Welche inno-
vativen Lösungen und Konzepte haben sich als besonders
erfolgreich erwiesen? Welche Produkte sind neu, hilfreich
und praxisbezogen? Wie könnten interdisziplinäre Koopera-
tionen aussehen? Auf welche Beispiele kann zurückgegrif-
fen werden?

Antworten erhalten Sie als Besucher der Kongressmesse von
Experten der Bau-, Wohnungs- und Pflegewirtschaft sowie
von führenden Verbänden, der Politik, dem Rechtswesen,
AAL-, Marketing- und Kommunikationsfachleuten sowie
Vertretern aus Forschung und Lehre. Diskussionen, Fachvor-
träge und "Meet the expert"-Runden mit kleinem Teilneh-
merkreis bieten abwechslungsreich umfassende
Informationen. Die begleitende Fachausstellung präsentiert
ein breites Spektrum an Neuerungen aus Industrie und
Dienstleistung.

21. – 22. November 2013, Berlin
Hotel Pullmann Berlin Schweizerhof

Tag der Wohnungswirtschaft – So geht zu Hause

„Tag der Wohnungswirtschaft 2013“, das ist der 
GdW-Verbandstag im neuen Look!

Wir erwarten zahlreiche Top-Entscheider aus Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft. Stargäste sind u. a. der 
ehemalige Verfassungsrichter Prof. Dr. Dr. Udo Di Fabio,
Prof. Dr. Klaus Töpfer, Dr. Hajo Schumacher, Journalist 
und der Mann hinter Achim Achilles, der Chef der 
Deutschen Bahn Dr. Rüdiger Grube sowie Überraschungs-
gäste aus der neuen Bundesregierung.

Für diese Veranstaltung benötigen Sie eine Einladung.

Tag der 
Wohnungswirtschaft

2013
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